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Berlin, den 15. Mai 1936 


12. Jahrgang 


Die kollektive Sicherheit 


Der italieniſche Sieg in Oſtafrika hat allenthalben berechtigte Zweifel an der 
Funktionsfähigkeit des Völkerbundes aufkommen laſſen. Der Artikel 16 der Völker⸗ 
bundsſatzung, in dem die gegen ein „vertragsbrüchiges“ Bundesmitglied anzuwendenden 
Strafmaßnahmen niedergelegt ſind, hat ſich in der Praxis als undurchführbar erwieſen: 
Die Sanktionen, hat Baldwin beſtätigt, ſind ein Fehlſchlag geweſen. Es iſt offenſichtlich 
geworden, daß der Genfer Inſtitution ſatzungsgemäß Aufgaben zugeteilt worden ſind, 
die ſie praktiſch nicht zu löſen vermag. Der Gedanke der kollektiven 
Sicherheit, dem der Völkerbund in erſter Linie zu dienen beſtimmt iſt, hat 
Schiffbruch erlitten. Das heißt, daß die Kriſe, in der der Völkerbund ſich 
befindet, in Wirklichkeit eine Kriſe des Syſtems der kollektiven Sicherheit iſt. Man wird 
zugeben müſſen, daß der Verſuch, Italien an der Durchführung ſeiner oſtafrikaniſchen 
Pläne zu hindern, zu einem für die Verfechter der kollektiven Sicherheit kläglichen 
Ergebnis geführt hat: Zuerſt find den an dem ganzen Streit nicht intereſſierten 
Staaten mehr oder weniger große Opfer auferlegt worden, und dann hat man den 
Staat, der „kollektiv geſchützt“ werden ſollte, ſchließlich doch ſich ſelber und ſeinem 
Schickſal überlaſſen. 

Es liegt auf der Hand, daß dieſe Tatſache gerade für die Staaten beſondere 
Bedeutung beſitzt, die, an einem mehr oder minder begründeten Minderwertigkeitsbewußt⸗ 
ſein leidend, darauf bedacht ſind, ſich ihren Beſtand durch den Völkerbund ſelbſt oder 
durch Pakte „im Rahmen des Völkerbundes“ ſichern zu laſſen. Dieſe Staaten — 
es handelt ſich vor allem um die Mitglieder der Baltiſchen, der Kleinen und der Balkan⸗ 
entente — halten zwar nach wie vor grundſätzlich an dem Gedanken der kollektiven 
Sicherheit feſt. So bieten die baltiſchen Randſtaaten in dem Schluß⸗ 
fommunique der Revaler Konferenz ihrer Außenminiſter noch einmal „ihre Mitarbeit 
für den Ausbau eines allgemeinen SGyſtems der kollektiven Sicherheit an“, das 
ihnen als „die höchſte Form einer Organiſterung des Friedens“ erſcheint und in das ſie auch 
ein eventuelles Syſtem regionaler Sicherheitspakte, das ihnen zweckmäßig erſcheint, 
eingefügt wiſſen möchten; und in ähnliche Form iſt auch heute auf den Konferenzen 
des Balkanbundes und der Kleinen Entente, die kürzlich in Belgrad 
ſtattfanden, noch einmal ein Bekenntnis zur kollektiven Sicherheit abgelegt worden. 

Es iſt aber begreiflich, daß all' dieſe Staaten nach dem Ausgang des oſtafrikaniſchen 
Krieges von der Wirkſamkeit dieſes Gedankens nicht mehr allzu viel halten. „Wir 
müſſen feſtſtellen“, hat das Revaler „Päewaleht“ kürzlich geſchrieben, „daß der Völker⸗ 
bund nicht in der Lage geweſen iſt, den Frieden zu ſichern. Und gleichzeitig müſſen wir 
fragen, ob der Fortbeſtand dieſer Organiſation überhaupt oder zum mindeſten in der 
bisherigen Form noch einen Sinn hat. Außer dem Negus und Abeſſinien ſind alle 
diejenigen die Beſiegten, die auf die kollektive Sicherheit hofften; vor allem die kleinen 
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Staaten, darunter auch wir“. In diefen Worten kommt die tatſächliche Einſchätzung der 
Lage durch die öffentliche Meinung der „zwiſcheneuropäiſchen“ Staaten wohl beſſer als wie 
in den offiziellen Erklärungen der konferierenden Außenminiſter zum Ausdruck. In den 
Kreiſen der Kleinen Entente iſt der auf den Völkerbund ausgerichtete Gedanke der 
kollektiven Sicherheit in fortſchreitender Auflöſung begriffen. Die Mitglieder der 
Kleinen Entente haben aus dem Verſagen der Genfer Sanktionspolitik die Konſequenzen 
gezogen und auf der letzten Tagung ihrer Außenminiſter in Belgrad beſchloſſen, die von 
ihnen im Ernſtfall für notwendig erachteten militäriſchen Maßnahmen auch ohne die 
Zuſtimmung Genfs zu ergreifen. Am deutlichſten aber tritt der Verfall des Gedankens 
der kollektiven Sicherheit im Bereich des Balkanbundes zutage. Die kollektiviſtiſche 
Grundidee dieſes Bundes, den Beſitzſtand ſeiner Mitglieder durch gemeinſame Aktionen 
zu ſchützen, iſt an der von Griechenland vertretenen Theſe geſcheitert, daß eine Unter⸗ 
ſtützungspflicht dann nicht beſtehe, wenn eine außerbalkaniſche Macht der Angreifer 
iſt. Die Zeit, in der die kleineren Staaten voller Vertrauen und Hoffnung auf 
Genf blickten, iſt heute vorüber. Genf iſt kein Faktor mehr, deſſen ſatzungsmäßiger 
Beruf, den Frieden zu garantieren und die Schwachen vor den Angriffen der Mächtigeren 
zu ſchützen, die kleineren Staaten noch mit einem Gefühl der Sicherheit zu erfüllen ver⸗ 
möchte. Und ein Pakt gewinnt dadurch, daß er mit dem Del des Völkerbundes geweiht 
wird, in ihren Augen heute kaum noch an moraliſchem oder ſachlichem Wert. Es iſt 
zu verſtehen, daß ſie nach den Erfahrungen der letzten Zeit den Verdacht nicht loswerden 
können, daß der Völkerbund ſie im Ernſtfall eben ſo kläglich wie etwa Abeſſinien im 
Stich laſſen würde. 

Es ergibt ſich die Frage, ob und wie dem Gedanken der kollektiven Sicherheit im 
Rahmen des Völkerbundes in Zukunft noch Geltung verſchafft werden kann. Daß das 
bei der heutigen Geſtalt des Bundes nicht möglich iſt, kann man als hinreichend erwieſen 
betrachten. Es wäre alſo eine Reform des Völkerbundes notwendig. Die 
Reformbedürftigkeit wird wohl auch nirgends beſtritten. Doch liegen bisher noch von. 
keiner Seite beſtimmte Vorſchläge vor. Im Prinzip ſtehen zwei Auffaſſungen gegen 
einander. Die eine Auffaſſung will dem Völkerbund lediglich beratende Befugniffe 
laſſen und ihm die Berechtigung nehmen, bindende Beſchlüſſe zu faſſen, die er ja ſchließlich 
doch nicht durchzudrücken vermag; die andere will, daß dem Völkerbund eine gewiſſe 
Exekutivgewalt zuerkannt wird, zu deren Betätigung er letzten Endes einer „inter: 
nationalen Streitmacht“ bedürfte, wie ſie ſchon verſchiedentlich in den Projekten 
franzöſiſcher oder tſchechiſcher Gicherheitstheoretifer aufgetaucht iſt. Die eine Auffaſſung 
gibt den kompromittierten Gedanken der kollektiven Sicherheit preis; die andere wünſcht, 
daß dieſer Gedanke in einem, die Souveränität der Bundesmitglieder beſchränkenden Maße 
ausgebaut wird. Man wird feſtſtellen können, daß dieſe letztere Auffaſſung bei den 
Völkern Europas ebenſo unpopulär iſt, wie die Staatsmänner, die vorgeben, auf ſolche 
Weiſe den Frieden ſichern zu können. 

Man mag den Gedanken der kollektiven Sicherheit drehen und wenden, wie immer 
man will, — dort, wo er bisher in der Praxis erprobt worden iſt, iſt das ſtets in der 
Weiſe geſchehen, daß beſtimmte Mächte verſuchten, die Kräfte anderer Staaten ihren 
eigenen Zielen dienſtbar zu machen. Kollektive Sicherheit bedeutet, daß 
ein Staat verpflichtet iſt, ſich in Streitigkeiten zu miſchen, die 
ihn nichts angehen: Wie unangenehm eine ſolche Verpflichtung ſein kann, das 
hat dieſer oder jener Staat ſchon in dem an ſich harmloſen Fall der gegen Italien ge⸗ 
richteten Sanktionen feſtſtellen können. Kollektive Sicherheit bedeutet, 
wenn fie wirklich funktioniert, daß ein örtlicher Konflikt in 
einen allgemeinen Krieg ausarten kann: Das hat Eden beſtätigt, als er 
im Unterhaus davon ſprach, daß die von den unentwegten Sanktioniſten geforderte 
Schließung des Suezkanals den Krieg in Europa unvermeidlich gemacht haben würde. 
Es kann nicht im Sinne einer vernünftigen Außenpolitik liegen, einen Staat in Fragen 
zu verwickeln, die ſeinen Intereſſenkreis nicht berühren, wie es ſich auch mit dem Selb⸗ 
ſtändigkeitsbedürfnis einer geſunden Außenpolitik nicht vereinbaren läßt, daß ein anderer 
Staat ſich das vertragliche Recht zu verſchaffen verſucht, ſich in fremde Intereſſenkreiſe 
zu drängen. In der Frage eines allgemeinen Gpftems der kollektiven Sicherheit, 
wie es 3. B. mit dem ſogen. Oſtpakt geplant war, wird man eine gewiſſe Lleberein- 
ſtimmung der deutſchen und der polniſchen Auffaſſung feſtſtellen können. Ob 
eine ſolche Uebereinſtimmung auch in der Frage regionaler Sicherheitspakte gen 
ift, ſteht noch nicht feft. f. K. 
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| Danzigs Wiriſchaſt unter polniſchem Druck 


Vor zehn Jahren war Gdingen nur ein Programm. Heute iſt es eine Wirklichkeit, 
die ihr politiſches Gewicht beſitzt. Im Jahre 1926 wurden über den Gdingener Hafen 
444000 Tonnen umgeſchlagen; im vorigen Jahre find es 7635000 Tonnen geweſen. 
Im Jahre 1926 war dieſer Hafen am ſeewärtigen Geſamtaußenhandel Polens mit 
6,6 v. H. beteiligt. Im vergangenen Jahre hat fein Anteil etwa 60 v. H. befragen. 
1935 ift für Gdingen ein Rekordjahr geweſen; dagegen hat der Güterumſchlag über den 
Danziger Hafen im gleichen Jahre mit 5 093 000 Tonnen einen Tiefſtand erreicht, wie ihn 
dieſer Hafen ſeit 1926 nicht mehr erlebt hat. Die Einwohnerzahl Gdingens ſteigt 
monatlich um durchſchnittlich 600 Seelen; dagegen hat die Bevölkerung der Freien Stadt 
Danzig infolge des Wegzugs der Penſionäre und der Vermittlung Danziger Arbeitskräfte 
ins Reich im vergangenen Jahre einen Geſamtrückgang um etwa 7000 Seelen zu 
verzeichnen gehabt. 

Dieſe Zahlen charakteriſieren die Lage, in der ſich Danzig und fein Hafen 
befinden. Dieſer Hafen iſt Jahrhunderte hindurch das wirtſchaftliche Ausfallstor der 
heute unter polniſcher Hoheit befindlichen Gebiete geweſen. Mit dem Ausbau des 
Gdingener Hafens hat ſich die Stellung Danzigs als Hafen- und Handelsplatz grund⸗ 
legend geändert. Einem Hinterland, dem bis dahin nur ein Hafen gedient hat, dienen 
jetzt zwei, nur wenige Kilometer von einander entfernt liegende Häfen. Das Ent⸗ 
ſcheidende dabei iſt, daß der neue Hafen nicht aus wirtſchaftlichen, ſondern zugegebener⸗ 
maßen ganz vorwiegend aus polififhen Gründen gebaut worden iſt. Hinter 
Gdingen ſteht der Machtwille des polniſchen Staates. Wo es ſich um die Anwendung 
von Machemitteln handelt, hat Danzig feinem polnifchen Partner in der Hafenpolitik 
nichts entgegenzuſetzen. Wären nur wirtſchaftliche Momente für die polniſche Hafen⸗ 
politik maßgebend geweſen, dann gäbe es in Gdingen, wenn überhaupt, nur einen, den 
großen Danziger Umſchlagsplatz ergänzenden Hafen, der ſeinem älteren Nachbarn keine 
ernſtliche Konkurrenz machen könnte. 

Das Faſſungsvermögen des Danziger Hafens liegt großen⸗ 
teils brach. Das Faſſungsvermögen übertraf ſelbſt in den Jahren 1928 und 1929, 
in denen 8,62 bzw. 8,56 Mill. Tonnen den Danziger Hafen durchliefen, den ſee⸗ 
wärtigen Geſamtaußenhandel Polens, der in dieſen Jahren 10,58 bzw. 14,38 Mill. 
Tonnen betrug, bei weitem. Danzig hätte damals ſehr wohl auch noch die über 
Gdingen gehenden Güter aufnehmen können. Der Danziger Hafen wurde nach dem 
Kriege mit großem Koſtenaufwand techniſch moderniſiert. Das konnte jedoch, 
da eben vorwiegend politiſche und nicht wirtſchaftliche Ueberlegungen die Hafenpolitik 
Polens beſtimmen, die fortſchreitende Abwanderung des Verkehrs nach Gdingen nicht 
hindern. Es liegt unter dieſen Umſtänden nahe, die Frage aufzuwerfen, ob ſich die 
Inveſtierung weiterer Kapitalien im Danziger Hafen überhaupt lohnt, ſolange nicht die 
Gewißheit beſteht, daß Polen auch tatſächlich bereit iſt, ſich der Danziger Hafenanlagen 
enffprechend zu bedienen. Das im Auguſt 1933 abgeſchloſſene Ha fe nab kommen, 
durch das Danzig vor einer weiteren Ulebervorteilung durch Gdingen geſichert werden 
ſollte, hat dieſe Gewißheit bisher nicht zu geben vermocht. Die von Danzig erſtrebte 
Zuſammenarbeit der beiden Häfen iſt nicht in dem wünſchenswerten und notwendigen 
Ausmaß zuſtandegekommen. Polen fühlt ſich als der ſtärkere Teil. 

Noch mehr als der Danziger Hafen wird durch das polniſche Vorgehen der Danziger 
Handel betroffen. Der größte Wert wird von polniſcher Seite darauf gelegt, beſonders 
den Umſchlag hochwertiger Güter, an deren Vermittlung ſich der Danziger Handel mit 
lohnender Gewinnspanne beteiligen kann, nach Gdingen zu leiten. Der Danziger Hafen 
nimmt mehr und mehr den Charakter eines Umſchlagplatzes für geringwertige Maſſen⸗ 
güter an, an deren Vermittlung der Danziger Handel wenig oder gar nicht beteiligt iſt. 
Der Wert der über den Danziger Hafen gehenden Güter weiſt einen ſtärkeren Rückgang 
auf als deren Menge. Nach den vom Warſchauer Statiſtiſchen Hauptamt heraus⸗ 
gegebenen Zahlen iſt der Wert der über Danzig gehenden Einfuhr von 1929 bis 1934 
von 793 Mill. Zloty auf 94 Mill. Zloty geſunken; der Durchſchnittswert der eingeführten 
Tonne ging in der gleichen Zeit von 509 auf 294 Zloty zurück. Der Wert der über 
Danzig gehenden Ausfuhr hat 1929 700 Mill. Zloty, 1934 nur noch 328 Mill. 
Zloty betragen; der Durchſchnittswert der ausgeführten Tonne verringerte ſich von 102 
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auf 62 Zloty. Dieſe Angaben laſſen über die immer geringer werdenden Gewinn⸗ 
möglichkeiten des Danziger Handels keinen Zweifel aufkommen. Es iſt nur noch zu 
bemerken, daß an der Ein- und Ausfuhr mancher Güter Danziger Firmen überhaupt 
nicht mehr beteiligt find, da die Firmen des polniſchen Hinterlandes mit den Auslands⸗ 
firmen direkt, unter Umgehung der Danziger Vermittlung, verkehren. Das gilt z. B. 
für den polniſchen Kohlenexport. 

Die polniſche Rechnung, die in Gdingen aufgemacht wurde, hat ſich, ſoweit ſie die 
wirtſchaftliche Droſſelung Danzigs bezweckte, im weſentlichen als richtig erwieſen: 
Das wirtſchaftliche Leben der Freien Stadt iſt mit der Entwicklung ihres Hafens aufs 
engſte verbunden. Soweit aber die polniſche Rechnung politifch gemeint war, kann 
man heute ſchon ſagen, daß ſie falſch aufgeſtellt war: In Gdingen wurden die 
polniſchen Hoffnungen auf eine Ueberwindung des Danziger 
Deutſchtums begraben. Danzig bleibt, was es war: vielleicht ärmer als früher, 
aber deutſch wie bisher. 


Deviſenzwangswirtſchaſt in Polen 


Mit der Einführung der Deviſenbewirtſchaftung durch Verordaung des polniſchen 
Staatspräſidenten vom 27. April iſt in Polen der Zuſtand einer auf dem geſamten 
Wirtſchaftsleben des Landes ſchwer laſtenden Deflation zum Abſchluß gelangt. Mit 
zäher Ausdauer hat Polen den Goldſtandard ſeiner Währung ohne finanz⸗ 
kechniſche Hilfsmittel viele Jahre hindurch aufrechterhalten; es zählte zuletzt noch zu den 
ganz wenigen Staaten des Goldblocks, die bisher auf Beſchränkungen des Geldverkehrs 
mit dem Auslande verzichteten. Die Goldblockländer, zu denen außer Frankreich 
und Holland heute nur noch die Schweiz gehört, ſind im Gegenſatz zu Polen reiche 
Gläubigerländer, die ſich eine ſolche Währungspolitik geſtatten können. Für das 
kapitalarme, auf vielen Gebieten wirtſchaftlich rückſtändige 
Schuldnerland Polen konnten es daher nur Preſtigegründe ſein, die es veran⸗ 
laßten, ſolange den Goldblockländern nachzueifern, obwohl das ſtarre Feſthalten an dieſem 
Block und an den traditionellen Methoden der vorkriegszeitlichen Finanz- und Währungs⸗ 
politik von Monat zu Monat ſchwerere Opfer verlangten. Unter Hinweis auf die 
Freizügigkeit des Geldverkehrs, die Innehaltung der Zahlungsverpflichtungen gegenüber 
dem Auslande und unter wiederholter offiziöfer Zurückweiſung aller auftauchenden 
Gerüchte und Mutmaßungen von einer beabſichtigten oder in Kürze zu erwartenden 
Deviſenreglementierung machten die Vertreter der Deflationspolitik in Polen die größten 
Anſtrengungen, die Kreditwürdigkeit Polens zu erhalten, um eine größere Auslands⸗ 
anleihe zu erlangen, mit deren Hilfe ſich vielleicht doch noch die überhandnehmenden 
Wirtſchafts⸗ und Finanzſorgen überbrücken ließen. Zur Bekräftigung der Abſicht, dieſe 
Politik fortzuſetzen, trat Anfang Februar 1936 der langjährige Präſident der Bank von 
De Dr. Wroblewſki, zurück, dem man nachſagte, daß er die Freiheit des 

eviſenhandels aus Währungsrückſichten nicht länger aufrechterhalten wollte. Zu feinem 
Nachfolger wurde der bisherige Staatsſekretär im Finanzminiſterium, Oberſt Koc, 
ernannt. Unmittelbar nach Uebernahme feines neuen Amtes begab er ſich nach Paris, 
um — wie es hieß — dem Gouverneur der Bank von Frankreich einen Beſuch abzuſtatten. 
Seine Reiſe wurde in polniſchen Finanzkreiſen mit lebhaftem Intereſſe verfolgt. Verſprach 
man ſich doch von dieſer außer der Regelung einer Reihe von ſchwebenden Finanzfragen 
eine nennenswerte Erhöhung des Rediskontkredits zur Stützung der polniſchen Währung, 
die Flüſſigmachung weiterer Tranchen der Eiſenbahnanleihe und erfolgreiche Verhand⸗ 
lungen über die Konvertierung der polniſchen Staatsſchuld gegenüber Frankreich, die 
bei einer Höhe von 800 Millionen Zloty eine ſehr drückende Belaſtung des Budgets 
bedeutet. Von allen Erwartungen iſt nur der kleinſte, nämlich die Erhöhung des Redis⸗ 
kontkredits auf 30 Millionen Zloty gegen neue Sicherheiten (Hergabe von polniſchen 
Schatzſcheinen) erfüllt worden. 

Nach Warſchau zurückgekehrt, gab Oberſt Koc anläßlich der Generalverſammlung 
der Bank von Polen programmatiſche Erklärungen über ſeine Währungspolitik ab. Er 
erklärte, daß er ein unbedingte Anhänger einer geſunden Währung ſei, die ſeiner Anſicht 
nach von einem richtigen Funktionieren der Volkswirtſchaft abhängig ſei und ſich in 
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keinem Falle auf mechaniſche Mittel ſtützen könne. Er betonte dabei, daß er ein 
Gegner aller finanztechniſchen Mittel zum Schutze der Wäh⸗ 
rung, beiſpielsweiſe von Deviſenvorſchriften fei, die ſich nach feinem Dafürhalten in 
vielen Ländern ſchädlich ausgewirkt hätten. Aus dieſen Erfahrungen, ſo ſchloß Oberſt 
Koc ſeine vielbeachteten Ausführungen damals, müſſe die polniſche Notenbank die 
entſprechenden Schlüſſe ziehen. Das war Ende Februar 1936. 

Kurze Zeit darauf begab ſich Oberſt Koc zu Sondierungen des Geldmarktes nach 
London. Er hatte mehrere Beſprechungen mit dem Gouverneur der Bank von 
England. Aber in Warſchauer Bankkreiſen meinte man von vornherein, daß auch in 
England Bemühungen um eine größere Anleihe wegen der geſpannten internationalen 
Lage keinen Erfolg haben würden. Und ſo war es auch. Ein längeres Warten 
auf ausländiſche Finanzhilfe ſchien nunmehr nutzlos und oben⸗ 
drein gefahrbringend. Elligſt wurden nun die zum Schutze der Währung not⸗ 
wendigen Deviſenmaßnahmen getroffen. (Am 8. Mai ift Oberſt Koc von der Leitung 
der Bank Polſki zurückgetreten.) 

Obwohl aus der Regierungserklärung anläßlich der Einführung der Deviſenbewirt⸗ 
ſchaftung hervorgeht, daß der normale Warenverkehr mit dem Auslande keine Beein⸗ 
trächtigung erfahren werde, müſſen diejenigen Länder, die, wie England und die Ver⸗ 
einigten Staaten, keine Verrechnungsabkommen mit. Polen befigen, doch befürchten, in 
ihren Wirtſchaftsintereſſen in Polen geſchmälert zu werden, während z. B. der deut ſch— 
polniſche Warenverkehr, der ſich in vollem Umfange ohne 
Deviſen auf Verrechnungsbaſis vollzieht, im Verfolg der Neu⸗ 
regelung nicht nur keine Einbußen erleiden dürfte, ſondern 
eine Belebung erwarten läßt. 

Verfolgt man die Deflationsmaßnahmen der polniſchen Regierung in den letzten 
Jahren, ſo kann man die Wahrnehmung machen, daß ſie von den klaſſiſchen Methoden 
der Deflationspolitik in verſchiedener Hinſicht abwichen. Normalerweiſe beruht die 
Deflation auf der Erhöhung der Diskontrate der Notenbank, in deren Verfolg der 
Notenumlauf zurückgeht, die Inlandpreiſe ſinken und eine Aktivierung des Zahlungs⸗ 
verfehrs mit dem Ausland erreicht wird — mit dem Endziel, den Goldzufluß aus dem 
Ausland zu vermehren. Die Deflationspolitik, wie fie in Polen gehandhabt 
wurde, konnte ſich in der vorgezeichneten Richtung nicht entfalten. Die Beein- 
fluſſung des Kreditmarktes mit Hilfe der Diskontpolitikſtieß 
auf Schwierigkeiten. Außerdem war die Bank von Polen im Verlauf der 
langdauernden Kriſe in hohem Maße zur Stopfung der latenten Fehlbeträge im 
Staatshaushalt beanſprucht worden. Da alſo die klaſſiſchen Methoden der 
Deflationspolitik verſagten, verſuchte man das Ziel auf andere Weiſe zu erreichen. Man 
erzwang die Preisſenkung durch adminiſtrative Maßnahmen, 
bemühte ſich um eine Kürzung der öffentlichen Ausgaben und wollte die dadurch einge 
ſparten Mittel als Kredite zur Belebung des Wirtſchaftslebens verwenden. Dieſer 
Prozeß vollzog ſich aber zu langſam, während gerade tunlichſte Beſchleunigung (mit 
Rückſicht auf den Goldſchwund der Bank Polſki) am Platze geweſen wäre. Auf dem 
Gebiete der Staatsfinanzen iſt die Deflationspolitik nur ſchleppend vorwärtsgekommen, 
auf anderen Gebieten war ihr Ende gar nicht abzuſehen. Die Folge war, daß ſich die 
Maßnahmen der Regierung auf die Wirtſchaftsinitiative nicht 
belebend, fondern enfmufigend auswirkten. 

Die Beſchränkung des Deviſenverkehrs in Polen iſt gedacht als Schutzmaßnahme für 
die Aufrechterhaltung der Zlotywährung, als Entlaſtung der Zahlungsbilanz, Kampf⸗ 
anſage gegen die Spekulation und Goldhortung und ſchließlich als Plattform für eine 
Aktivierung des Wirtſchaftslebens auf breiterer Grundlage. Keineswegs iſt ſie gleich⸗ 
bedeutend mit einer Aenderung des Währungsſyſtems. Zu einer ſolchen beſitzt die 
Regierung keine Vollmachten. Auch handelt es ſich bei den neuen Maßnahmen nicht 
um eine Aenderung der Währungsparität etwa im Sinne einer Herabſetzung des Gold- 
wertes des Zloty. Uleberhaupt muß man zur richtigen Beurteilung der Maßnahmen 
vom 27. April die Umſtände in Betracht ziehen, die das Vorgehen der Regierung begleitet 
haben, und einen kurzen Blick in die Vergangenheit zurückwerfen. 

Nach Kriegsende machte der neuerſtandene polniſche Staat große Anſtrengungen, die 
Staatsfinanzen zu ordnen und eine feſte Währung zu ſchaffen. Im Jahre 1924 wurde 
nach Ablöſung der Polenmark ein neues Geldſyſtem geſchaffen. Dazu war 
jedoch der junge Staatsorganismus noch nicht gehörig vorbereitet. Außerdem trugen 
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verſchiedene Faktoren, wie der Zollkrieg u. a. dazu bei, dieſen Verſuch ſchon in den 
Anfängen mißlingen zu laſſen. Erſt als ausländiſche Hilfe (internationale 
Stabiliſierungsanleihe 1927) eine ſichere Grundlage geſchaffen hatte, konnte 
der Verſuch mit Erfolg erneuert werden. Ende 1928 beſaß die Bank Polſki bereits einen 
Goldbeſtand von 621 Mill. Zloty und Deviſen im Werte von 714 Mill. Zloty. Aber 
ſchon im Herbſt 1929 wurde dieſe günſtige Entwicklung durch das Einſetzen der allge⸗ 
meinen Wirtſchaftskriſe unterbrochen. Zwar überſtand die Zlotywährung den 
Zuſammenbruch der Pfund: und Dollarparität, doch wurde die polniſche Finanzpolitik 
weiterhin in zunehmendem Maße durch eine Reihe anderer Erſcheinungen ungünſtig 
beeinflußt. Die Beſchränkung der Auswanderung und die damit verbundene 
Schrumpfung der Einnahmen aus den Lleberweiſungen der Emigranten unterhöhlten raſch 
auch dieſen wichtigen, bis dahin noch aktiven Poſten der polniſchen Zahlungsbilanz. 
Die Finanzſchwierigkeiten anderer Länder taten ein Liebriges, um noch 
andere Eimähmepofltfonen zum Verſiegen zu bringen, während auf der anderen Seite 
die Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem Auslande fortbeſtehen blieben. Zu alledem 
geſellte ſich ein weiterer Faktor — die Theſaurierung im Inlande. Ihre 
aushöhlende Wirkung auf die Goldreſerven ergibt ſich aus den Ausweiſen der Bank 
Polſki. In den letzten Tagen vor Einführung der Deviſenverordnung betrug der tägliche 
Deviſenbedarf das Fünffache des normalen. Außerdem trat eine ſtärkere Zurückziehung 
von Sparguthaben ein, die vielfach in Gold und Valuten umgewandelt wurden. Die 
Spekulation nutzte die wachſende Nervoſität des Publikums in rückſichtsloſer Weiſe aus 
und trieb den Kurs der Goldmünzen künſtlich in die Höhe. Wie aus Bankkreiſen 
verlautet, war die Deviſenhamſterung jüdiſcher Kreiſe, die ihr Kapital noch kurz vor 
Toresſchluß in London oder Paläftina unterbringen wollten, beſonders groß. Eine 
bekannte jüdiſche Großfirma in Warſchau zog ihr ganzes Reſervekapital von ? Millionen 
Zloty aus polniſchen Banken zurück und überwies es ins Ausland. Unter Berückſichtigung 
einer ganzen Reihe von kraſſen Fällen der Kapitalflucht in den letzten Wochen, 
beſteht kein Zweifel darüber, daß die Deviſenverordnung der Regierung zu 
ſpät ergangen iſt. Erſt mit dem Erſcheinen der Verordnung wurde der Theſau⸗ 
rierungsprozeß und die Spekulation unterbunden. 

Die Deviſengeſetzgebung, die im allgemeinen den Grundſätzen der tſchechoſlowakiſchen 
und öſterreichiſchen und bezüglich des reinen Geldverkehrs auch der einſchlägigen deutſchen 
Vorſchriften folgt, iſt einſtweilen noch verhältnismäßig liberal. Sie verzichtet beiſpiels⸗ 
weiſe auf die Goldabgabepflicht durch Privatperſonen — im Gegenſatz zu den Vereinigten 
Staaten, wo eine ſolche Vorſchrift praktiſch geworden iſt. Im übrigen ſieht die 
polniſche Deviſenverordnung folgende Regelung vor: 

1. Befreiung der Bank Polſki von der Umtauſchpflicht ihrer Noten gegen Gold 
und Deviſen; 

2. Beſeitigung des freien Gold⸗ und Deviſenhandels; 

3. Einführung von Deviſenzwangsnotierungen an den Börſen (unter Ausſchluß von 
Notierungen im Freiverkehr und Verbot der letzteren unter Androhung ſchwerer 
Strafen); 

4. Verbot 5 Ankaufs von Gold und Deviſen durch nichtberechtigte Perſonen; 

5. Beſchränkung der Geldüberweiſungen nach dem Auslande (Freigrenze 1000 Zloty); 

6. Deviſenbeſchränkungen bei Auslandsreiſen (auf Paß Mitnahme bis 500 Zloty, auf 
Grenzkarte 40 Zloty); 

7. Meldepflicht ausländiſcher Forderungen und Depoſiten; 

8. Melde⸗ und Abgabepflicht von Exportdeviſen an die Bank Polſki oder an die 
Deviſenbanken; 

9. Deviſentransferbeſchränkungen gegenüber ausländiſchen Gläubigern (Abdeckung durch 
Einzahlung in Inlandswährung bei der Bank Polſki für Rechnung des aus⸗ 
ländiſchen Gläubigers); 

10. Verbot der Goldausfuhr ohne beſondere Genehmigung. 

Die Kurſe der fremden Deviſen ſind nunmehr fixiert. Sofern die Zuteilungen aus⸗ 
reichend bleiben, werden ſie auch künftig keine nennenswerten Aenderungen erfahren. 
Kontingentierungen ſtehen vorerſt nicht in Ausſicht. 380 Millionen betragen nach dem 
jüngſten Ausweis der Bank Polſki (per 30. April) die Gold⸗ und 15 Millionen die 
Deviſenbeſtände, aus denen die Bank noch erheblichen Anſprüchen genügen kann. Offen 
bleibt noch die Frage der Kapital⸗ und Zinszahlungen, die an das Ausland zu leiſten 
find. Zwar bat die Regierung erklärt, daß fie ihren Verpflichtungen gegenüber dem 
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Auslande nachzukommen gedenke; ob fie dabei unterſchiedlich in bezug auf die Zahlungen 
auf die faft 2,5 Milliarden Zloty betragenden Auslandsinveſtierungen einerſeits und die 
3,3 Milliarden Zloty Staatsſchulden andererſeits vorzugehen beabſichtigt, muß abge⸗ 
wartet werden. 

Eine weitere Frage, die ſich heute noch nicht genau beantworten läßt, bezieht ſich auf 
die nach Einführung der Deviſenzwangswirtſchaft einzuſchlagende Wirtſchafts⸗ 
politik. Daß die Periode der „integralen Deflation“ Matuszewſkiſcher Prägung 
abgeſchloſſen iſt, iſt ſicher. Unbeſtimmt iſt dagegen noch, inwieweit die Regierung geneigt 
iſt, den Befürwortern der „organiſchen Wirtſchaftspolitik“ zu folgen, d. h. einer 
inflatoriſchen Kreditpolitik zwecks Ankurbelung der Wirt⸗ 
ſcch aft. Daß die Leitung der Bank von Polen unter ſtarkem Druck dieſer Richtung 
ſteht, iſt nicht zu verkennen. Es genügt auf das brennende Er werbsloſen⸗ 
problem hinzuweiſen, das ſich gerade in den letzten Wochen bei den Arbeitsloſen⸗ 
unruhen in Krakau, Tſchenſtochau, 5 0 und Poſen in ſeiner ganzen Schwere offen⸗ 
bart hat. In nicht geringerem Maße finden die Verfechter einer liberalen Kreditpolitik 
und des Hineinpumpens von Zahlungsmitteln in die Wirtſchaft ohne Rückſicht auf die 
Flüſſigkeit der Deckung eine nicht zu unterſchätzende Stütze durch die immer lauter 
erhobenen Forderungen der polniſchen Militärkreiſe, die ſich von der 
Ankurbelungspolitik eine Leiſtungsſteigerung der Induſtrie und insbeſondere der für die 
Kriegswirtſchaft arbeitenden Betriebe der Schwerinduſtrie verſprechen. Dr. Groll. 


Der Rückzug der Oberſtengruppe 


Vor einigen Monaten noch ſchien es ſo, als ob die Oberſtengruppe den Vorſtoß, der 
mit der Regierungsumbildung im Herbſt v. J. aus der Umgebung des 
Staatspräſidenten heraus gegen ſie unternommen worden war, erfolgreich abgewehrt 
hätte. „Es wird nicht leicht fein, mit uns zu kämpfen“, warnte Oberſt Matuszew⸗ 
ſki damals in der „Gazeta Polska“ die um den Minifterpräfidenten Koscialkowſki 
ſtehenden Kreiſe. Seitdem haben ſich die innerpolitiſchen Machtverhältniſſe in Polen 
ſichtlich zu Ungunſten der Oberſtengruppe verſchoben. Die führenden Männer dieſer 
Gruppe find? Schritt für Schritt aus den politiſch maßgebenden 
Poſten herausgedrängt worden. 

Im Zuſammenhang mit den blutigen Unruhen in Krakau wurde Oberſt Switalſki 
ſeines Poſtens als Wojewode enthoben. Ob das geſchehen iſt, weil er wirklich dieſen 
Poſten nicht auszufüllen vermochte, ob er, wie erzählt wird, wirklich den ſtreikenden 
Arbeitern hat ſagen laſſen, daß ſie ſich zum Teufel ſcheren ſollen, oder ob die Regierung 
Koscialkowſki nicht etwa doch nur einen Sündenbock brauchte, den fie auf dem Altar 
der öffentlichen Meinung opfern konnte, läßt ſich ſchwer ſagen. Etwa zur gleichen Zeit 
wurde auch Oberſt Matuszewſki aus dem letzten öffentlichen Amte, das er feit dem 
politifchen Umſchwung vom Herbſt v. J. noch innehatte, entfernt. Die Regierung 
Koscialkowſki hat fi) auf dieſe Weiſe an ihm für die immer ſchärfer werdenden Angriffe 
gerächt, die er in der „Gazeta Polska“ gegen ihre inner- und wirtſchaftspolitiſche Maß⸗ 
nahmen richtet. Vor allem aber hat der Rücktritt des Oberſten Koc, des Präſidenten 
der Bank Polſki, den Eindruck verſtärkt, daß ſich die Oberſtengruppe zur Zeit auf dem 
politiſchen Rückzug befindet. 

Es iſt allerdings wenig wahrſcheinlich, daß dieſe Gruppe, zu der nicht wenige der 
energiſchſten und härteſten Politiker Polens gehören, für dauernd aus dem öffentlichen 
Leben des polniſchen Staates ausſcheiden wird. Irgendwie wird auch in Zukunft bis 
auf weiteres noch jede Regierung die moraliſche Kraft, die in dieſer, der 
ſoldatiſchen Ideologie des Marſchalls am engſten verſchworenen politiſchen Führergruppe 
des polniſchen Staates lebendig iſt, in ihre Rechnung einſtellen müſſen. Ob die Männer 
dieſer Gruppe im Volke beliebt ſind oder nicht, das ſpielt dabei eine untergeordnete Rolle. 

Seitdem die Oberſtengruppe in Dppofition zur Regierung Koscialkowſki getreten iſt, 
hat der Regierungsblock aufgehört zu beſtehen. Seitdem gibt es in 
Polen auch keine Preſſe mehr, die man als Regierungspreſſe an⸗ 
ſprechen könnte. Denn die Blätter und Agenturen, die früher als maßgebliche 
Organe der Regierung funktionierten, wie vor allem die „Gazeta Polska“ und die 
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Telegraphenagentur „Iskra“, vertreten unter der Leitung des Oberſten Miedzinffi 
vorwiegend die Ideen der Oberſtengruppe und halten mit einer oft recht unliebenswürdigen 
Kritik an den Regierungsmaßnahmen Koscialkowſkis und ſeiner Gefolgſchaft durchaus 
nicht zurück. Jedoch iſt die Kritik in der Regel derart gehalten, daß ſie von den pilſudſki⸗ 
feindlichen Kreiſen taktiſch gegen die Regierung nicht ausgenutzt werden kann. Auch 
bei den wichtigſten anderen Blättern, die, ohne unmittelbar der Oberſtengruppe 
anzugehören, früher die Politik des Pilſudſkilagers vertraten, ſtößt die Regierung 
Kosclalkowſki auf eine mehr oder weniger kritiſche Haltung. So hat der „Iustrowany 
Kurjer Codzienny“, die größte in Polen erſcheinende Zeitung, aufgehört, regierungs⸗ 
freundlich zu fein. Und der „Czas“, das führende Blatt der früher völlig regierungs- 
treuen Konſervativen, iſt gegenüber den links gerichteten Tendenzen, die in den heute 
maßgebenden Regierungskreiſen vorherrſchend ſind, dazu übergegangen, geiſtigen Anſchluß 
bei den oppoſitionellen Nationaldemokraten zu ſuchen. Der Zerfall des Regierungslagers 
hat die innerpolitiſche Marſchrichtung der zu Lebzeiten des Marſchalls maßgebenden 
polniſchen Preſſe verwirrt. Die gewohnten Maßſtäbe, mit denen der amtliche Charakter 
der einzelnen Blätter gemeſſen wurde, gelten nicht mehr. Was früher Regie⸗ 
rungsblatt war, ſteht heute in Oppoſition oder iſt „unterwegs“. 
Es gibt kein wirkliches amtliches Regierungsblatt mehr. „Man hat“, wie ſich ein 
kritiſcher Beobachter ausgedrückt hat, das Gefühl, als wenn der Boden, auf dem man 
ſteht, wanke, ohne aber deſſen ganz ſicher zu ſein“. Das polniſche Außenminiſterium hat 
ſich in der „Polska Informacja Polityczna“, die in Stil und Abſicht etwa der „Deutſche 
Diplomatiſch⸗Politiſche Korreſpondenz“ entſpricht, ein eigenes Sprachrohr geſchaffen; ihr 
Bearbeiter iſt der frühere Preſſechef der polniſchen Botſchaft in Berlin, Dr. Kirkien. 

Oberſt Beck behauptet als Außenminiſter die letzte politiſch 
maßgebende Poſition der Oberſtengruppe. Die Verringerung des Ein⸗ 
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mitten der innerpolitiſchen Wirrniſſe, mit denen ſich ſeine Miniſterkollegen herumplagen 
müſſen, verſucht er mit ruhiger Folgerichtigkeit, ſein außenpolitiſches Programm zu 
geſtalten. Das iſt ihm bisher auch gelungen, ohne in entſcheidenden Fragen den inneren 
Streitigkeiten und Strömungen nachgeben zu müſſen. Er hatte nach den Herbſtwahlen 
des vergangenen Jahres ſein weiteres Verbleiben in der Regierung davon abhängig 
gemacht, daß die Stabilität der polniſchen Währung gewahrt bleibt. 
Es iſt anzunehmen, daß er dieſen Standpunkt auch noch heute vertritt. Die Situation 
der polniſchen Währung hat ſich inzwiſchen nicht unbeträchtlich verändert. Die Ber: 
fechter eines inflatoriſchen Kurſes, der einer Ankurbelung der Wirtſchaft dienen ſoll, 
verſuchen ſich wieder in den Vordergrund zu ſchieben. Wenn dieſe Kreiſe mit ihrem 
Drängen, das im vergangenen Jahre durch das Veto des Außenminiſters abgebremſt 
wurde, diesmal Erfolg haben ſollten, wäre das weitere Verbleiben des Oberſten Beck 
in der Regierung u. U. in Frage geſtellt. Für die Oberſtengruppe wäre das ein empfind⸗ 
licher Schlag. Sie würde mit dem Poſten des Außenminiſters ihren letzten bedeutenden 
Stützpunkt innerhalb der ſtaatlichen Machtſphäre verlieren. 


Zahlen zur Enideutſchung Pommerellens 


Vor längerer Zeit veröffentlichte die „Gazeta Gdanska“ eine Artikelſerie, in der fie fich 
mit der zahlenmäßigen und wirtſchaftlichen Stärke des pommerelliſchen Deutſchtums 
befaßt. Das Blatt tritt dabei dem von einem Teil der polniſchen Preſſe ſtändig wieder⸗ 
holten Märchen von einer fortſchreitenden „Germaniſierung“ 
Pommerellens entgegen; es widerlegt dieſes Märchen durch eine Reihe über: 
zeugender Zahlen. So ſtellt es u. a. folgendes feſt: Im Jahre 1940 hat die deut⸗ 
ſche Bevölkerung im Gebiet der heutigen Wojewodſchaft Pomme⸗ 
rellen 429000 Köpfe betragen (43,4 v. H.). Im Jahre 1920 hat es nur noch 196000 
oder 20,9 v. H. Deutſche in Pommerellen gegeben. Und 10 Jahre ſpäter hat die polnifche 
Volkszählung dort nur noch rund 409000 oder 10,1 v. H. Deutſche feſtſtellen können. 
Im Vergleich zur Vorkriegszeit muß die deutſche Bevölkerung 
Pommerellens alſo einen Verluſt von 320000 Seelen oder 74 v. H. 
ihres früheren Beſtandes verzeichnen. Vergleichsweiſe ſei auf die von 
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Rauſchning in feinem Buche „Die Entdeutſchung Weſtpreußens und Poſens“ errechneten 
deutſchen Berluſtzahlen für Pommerellen verwieſen: Rach den dortigen Angaben hat der 
deutſche (gemeint iſt der deutſchſprechende) Anteil an der Bevölkerung Pommerellens 
im Jahre 1910 42,5 v. H., im Jahre 1921 18,7 v. H. und im Jahre 1926 12,5 v. H. 
betragen; und der Rückgang der zahlenmäßigen Stärke des pommerelliſchen Deutſchtums 
hat ſich von 1910 bis 1926 auf 72,2 v. H. belaufen. Bis auf verhältnismäßig geringe 
Abweichungen ſtimmen alſo die deutſchen und polniſchen Angaben in dieſem Falle überein. 

Die „Gazeta Gdanska“ beſchäftigt ſich dann mit der Entwicklung des deutſchen 
Grundbeſitzſtandes in Pommerellen. Im Jahre 1914 ſind nach den Angaben des polniſchen 
Blattes faſt 570000 ha oder 34,8 v. H. der Geſamtfläche der heutigen Wojewodſchaft in 
deutſchen Händen geweſen. Bis zum Jahre 1933 hat das Deutſchtum faſt 
205000 Hektar oder 36 v. H. feines früheren Grundbeſitzes verloren. 
Der Beſitzanteil der Deutſchen an der Geſamtfläche Pommerellens hat in dieſem Jahre 
nur noch 22,34 v. H. der Geſamtfläche betragen. Am Großgrundbeſitz von über 180 ha 
iſt das Deutſchtum damals allerdings noch mit über 50 v. H. beteiligt geweſen. 

Auch hier ſollen die von Rauſchning errechneten Zahlen zum Vergleich angeführt 
werden. Danach haben ſich im Jahre 1914 in deutſchem Privatbefiß 599000 ha und 
in öffentlichem deutſchen Beſitz 498 000 ha, zuſammen alfo in deutſcher Hand 1097000 ha 
befunden. Da der Geſamtgrundbeſitz Pommerellens bei Rauſchning mit 1615000 ha 
angegeben wird, hat der deutſche Grundbeſitzanteil überhaupt knapp 68 v. H. und der 
Anteil des deutſchen Privatbeſitzes an der geſamten Grundbeſitzfläche etwa 37 v. H. 
betragen. Die „Gazeta Gdanska“ hat, wie man ſieht, bei ihrer Unterſuchung nur den 

deutſchen Privarbeſitz im Auge, der nach ihren Angaben bis zum Jahre 1933 faft 
205 000 ha eingebüßt hat. Rauſchning gibt den privaten deutſchen Landverluſt bereits 
bis zum Jahre 1926 mit 204000 ha an. Auf das deutſche Verluſtkonto ift aber auch der 
Staats⸗ und Kommunalbeſitz in Höhe von faſt 500000 ha zu buchen. Rechnet man 
dieſen, der reſtlos in polniſche Verwaltung übergegangen iſt, hinzu, ſo kommt man bereits 
für das Jahr 1926 in Pommerellen zu einem abſoluten deutſchen Boderverluſt von 
rund 700 000 ha. Das bedeutet gegenüber 1914 einen Verluſt von etwa 70 v. H. 
des deutſchen Grundbeſitzes. 

Intereſſant find die vergleichenden Zahlen, die die „Gazeta Gdanska“ über die En t⸗ 
wicklung der Siedlung in Pommerellen anführt. Von der Preußiſchen 
Anſiedlungskommiſſion und den deutſchen Parzellierungsbanken ſeien in 
Pommerellen insgeſamt 235463 ha angekauft worden. Davon hätten jedoch nur 
30000 ha aus polniſchem Beſitz geſtammt. Insgeſamt habe die Anſiedlungs⸗ 
kommiſſion in Pommerellen 40930 deutfche Betriebe mit einer Geſamtfläche von 
193724 ha zurückgelaſſen. Davon feien im Laufe der Zeit 1906 Betriebe mit einer 
Fläche von 25254 ha durch Annullation und Liquidation in polniſchen Beſitz über⸗ 
gegangen. „Auf dieſe Weiſe“, ſtellt die „Gazeta Gdanska“ dann feft, „entſpricht die 
Fläche der Betriebe, die durch den polniſchen Staatsfiskus im Wege der Liquidation 
und Annullation übernommen wurde, faſt genau der Bodenfläche, welche durch die 
Anſiedlungskommiſſion aus polniſchen Händen aufgekauft wurde“. 

Dieſe Angaben der „Gazeta Gdanska“ ſtimmen ſchlecht mit den Zahlen überein, die 
Heidelck in feiner Unterſuchung über „Die deutſchen Anfiedlungen in Weſtpreußen 
und Poſen in den erſten zwölf Jahren der polniſchen Herrſchaft“ auf Grund deutſcher 
privater Zählungen angeführt hat. Danach hat es nach der letzten amtlichen Veröffent⸗ 
lichung der Anfiedlungsfommiffion in Pommerellen im Jahre 1944 nicht 10 930 Anſiedler⸗ 
ſtellen mit 193 700 ha Fläche, fondern nur 6 630 Stellen mit einer Fläche von nur 
112 300 ha gegeben. Nach Maßgabe der zuverläſſigen privaten Erhebung, die unter 
Leitung Heidelcks Mitte 1932 durchgeführt wurde, find bis zu diefem Zeitpunkt in 
Pommerellen 368 Anſiedlerſtellen liquidiert, 1089 Stellen annulliert und 
176 Stellen dem Wiederkaufsrecht unterworfen worden, zuſammen alfo 
1633 deutſche Anſiedlerſtellen unter Anwendung geſetzlicher Zwangsmaßnahmen in 
polniſche Hand übergegangen. Der Verluſt an Anſtedlerſtellen iſt damit aber bei weitem 
noch nicht erſchöpft. Vielmehr iſt (wiederum nach Maßgabe der deutſchen Erhebung) 
unter dem dauernden Druck von polniſcher Seite der Beſtand an deutſchen Anſiedlerſtellen 
in Pommerellen bis zum 1. April 1932 auf 2380 Stellen mit einer Fläche von etwa 
33 100 ha zuſammengeſchrumpft. Die von der „Gazeta Gdanska“ angeführten Zahlen 
geben kein zutreffendes Bild von dem wirklichen Umfang des Verluſtes deutſchen 
Anſiedlerbeſitzes. 
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Ueber die Entwicklung des Siedlungsweſens nach dem Uebergang Pomme⸗ 
rellens an Polen führt die „Gazeta Gdanska“ u.a. folgendes aus: Es wurde ein 
polniſches Siedlungsweſen geſchaffen, das ſich heute ſchon beachtlicher Ergeb⸗ 
niſſe rühmen darf. Zunächſt wurden für die Parzellierung die Staatsdomänen 
und die bereits von der Preußiſchen Anſiedlungskommiſſion aufge: 
kauften, aber noch nicht aufgeteilten Flächen in Anſpruch genommen, 
ferner freie Objekte, die aus dem Vorkauf oder Rückkauf ſtammten. Später 
kamen auf Grund des Agrarreformgeſetzes auch die Privatgüter von mehr als 
180 ha Beſitzfläche hinzu. Der Vorrat an parzellierungsfähigem Staatsbeſitz betrug 
nach den Angaben der „Gazeta Gdanska“ zur Zeit des Lleberganges an Polen 84 200 ha. 
Davon haben am 1. Januar 1935 nur noch 19800 ha zur Verfügung geſtanden. Der 
Vorrat an Privatbeſitz, wie er durch das Agrarreformgeſetz für die Parzellierung berechnet 
wurde, betrug beim Inkrafttreten dieſes ie 109 000 ha. Am 1. Januar 1936 find 
hiervon noch 69 100 ha übrig geweſen. on dieſem Reſt befinden ſich 
38500 ha (55,6 v. H.) in deutſchem Beſitz. Wenn man 915 noch die über⸗ 
ſchüſſige Fläche der Kirchengüter hinzurechnet, ſtehen zum Zwecke der 
zwangsweiſen Parzellierung noch 107600 ha zur Verfügung. Da 
das gegenwärtige Parzellierungstempo in Pommerellen rund 8 bis 10000 ha jährlich 
beträgt, reicht der noch vorhandene Landvorrat noch für ungefähr 10 Jahre aus. 

Es ſei daher notwendig, ſchließt die „Gazeta Gdanska“ daraus, ſich nach der 
Erſchließung neuer Landlieferungsquellen umzuſehen. Die einzige 
Quelle, die das Blatt bei dieſer Umſchau zu erfpähen vermag, iſt der reſtliche deulſche 
Beſitz. Es müßte, ſchreibt das Blatt, alle Kraft aufgeboten werden, um den deutſchen 
Landbeſitz durch freihändigen Kauf zum mindeſten auf das Maß zu vermindern, das 
dem Anteil der Deutſchen an der Geſamtbevölkerung Pommerellens entſpricht. Bisher 
ſeien ſchon gute Erfolge in dieſer Hinſicht zu verzeichnen: „Zwar“, heißt es da, „iſt es 
den Deutſchen gelungen, 295 landwirtſchaftliche Betriebe in einer Größe von 4248 ha 
aus polniſcher Hand an ſich zu bringen; doch haben in der gleichen Zeit die Polen von 
den Deutſchen 1608 Objekte mit einer Fläche von 19 720 ha aufgekauft. Der Uleber⸗ 
ſchuß zu Gunſten des polniſchen Beſitzſtandes beträgt alſo 15 472 Ha“. 


Deutſche Erfolge auf der Poſener Meſſe 


Ende April fand in Poſen die 15. Internationale Muſtermeſſe ſtatt. 
Es war die größte Meſſe, die Polen ſeither erlebt hat. Sie bot einen umfaſſenden 
Ueberblick über den Stand der induſtriellen Leiſtungsfähigkeit Polens. Es waren Aus⸗ 
ſteller aus allen Wojewodſchaften des Staates vertreten, wobei die drei weſtlichen Woje⸗ 
wodſchaften, die ehemals deutſchen Gebiete, die am meiſten induſtrialiſiert ſind, etwa die 
Hälfte der polniſchen Ausſteller ſtellten. Zum erſten Mal trat in dieſem Jahre die 
polniſche Heiminduſtrie mit einer vom Verband der Landwirtſchaftskammern 
zuſammengeſtellten, geſchloſſenen Schau in Erſcheinung, die beſondere Beachtung verdiente 
in einer Zeit, in der die Heiminduſtrie in Polen weit mehr Kräfte als alle Fabriken und 
Handwerksbetriebe zuſammen beſchäftigt und zu Preiſen produziert, mit denen ſelbſt die 
japanifche Konkurrenz an die Wand gedrückt werden kann. 

Von den fremden Staaten waren auf der diesjährigen Poſener Meſſe beſonders 
ſtark Ungarn, Schweden, Braſilien, Argentinien, Spanien, Portugal und Südſlawien 
vertreten, vor allem auch Deutſchland und Danzig, deſſen gut ausgeſtaltete 
Sonderſchau vor allem auf die Fremdenverkehrswerbung abgeſtimmt war und einen 
Ueberblick über ſeine Induſtrie zeigte, während ſich England, das doch zu den 
wichtigſten Handelspartnern Polens gehört, an der Meſſe gar nicht beteiligte, und 
Frankreich, das ſich immer mehr vom polniſchen Markt zurückzuziehen ſcheint, ſich 
auf die Werbung für den Reiſeverkehr beſchränkte. Wenn man ſich daran erinnert, 
daß auf der Poſener Meſſe im Jahre 1933 nicht einmal 10, im Jahre 1934 rund 30, 
im vergangenen Jahre bereits mehr als 130 und in dieſem Jahre an die 200 deutſche 
Firmen von insgeſamt etwa 500 ausländiſchen Firmen vertreten waren, erkennt man die 
wachſende Beachtung, die der deutſche Export dem polniſchen Markte zuwendet. Die 
wirtſchaftlichen Vorausſetzungen hatten ſich für die deutſchen Meſſe⸗ 
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ausſteller im Vergleich zum Vorjahr gebeſſert. Damals waren die deutſchen Ausſteller 
an den Rahmen des deutſch⸗polniſchen Meſſekompenſations⸗Abkommens gebunden, durch 
das der damals noch beſtehende vertragsloſe Zuſtand nur teilweiſe überbrückt werden 
konnte. Durch den inzwiſchen abgeſchloſſenen Handelsvertrag iſt der deutſche 
Exporteur in den Genuß der ihm bis dahin vorenthaltenen Meiſtbegünſtig ung 
gelangt. Die Verwirklichung des deutſch⸗polniſchen Handelsvertrages hat in den erſten 
Monaten zwar erhebliche Schwierigkeiten gemacht, da Polen weit weniger deutſche 
Waren aufnahm, als umgekehrt Deutfchland aus Polen bezog. Das Verhältnis hat ſich 
in letzter Zeit aber beträchtlich gebeſſert; die Aufnahmefähigkeit und willigkeit des 
polniſchen Marktes für deutſche Erzeugniſſe ift im Steigen begriffen. Deutſchland ſcheint 
auf dem beſten Wege zu ſein, ſeine führende Stellung auf dem polniſchen Markt 
zurückzugewinnen. Davon allerdings kann keine Rede mehr ſein, daß es jene beherrſchende 
Stellung noch einmal wiedererlangt, die es nach dem Kriege und noch während des lang⸗ 
jährigen Zollkrieges beſaß. Dazu hat ſich die polniſche Induſtrie ſelber inzwiſchen zu 
ſtark entwickelt und hat ſich die polniſche Außenhandelspolitik im Laufe der Jahre zu 
vielſeitig entfaltet. 

Die deutſchen Ausſteller waren ſich von vornherein darüber im Klaren, daß 
der polniſche Markt nur eine recht beſchränkte Kaufkraft beſitzt 
und daß über das normale Maß hinausgehende Abſchlüſſe nicht zu erzielen ſein würden. 
Die Meſſe hat für den deutſchen Export wertvolle Rückſchlüſſe auf die Abſatzmöglichkeiten 
in Polen ergeben. Beſonders gute Ergebniſſe hat die deutſche Automobilinduſtrie in 
Poſen erzielt. Sehr rege war auch das Geſchäft in Maſchinen für den Hauswirtſchafts⸗ 
und Bürobedarf. Starke Beachtung fanden auch die Erzeugniſſe der deutſchen Präziſions⸗ 
mechanik, der landwitſchaftlichen Geräte⸗, der Porzellan: und Steingutinduſtrie. In der 
Tatſache, daß deutſche Waren trotz ihrer zumeiſt höheren Preiſe ſtark gefragt wurden, 
liegt eine Anerkennung der Qualitätsarbeit der deutſchen Induſtrie. Die deutſchen Aus⸗ 
ſteller haben faſt durchweg Grund, mit dem Ergebnis der Poſener Meſſe zufrieden zu ſein. 


Geimwahlen in Litauen 


In Litauen finden am 9. und 10. Juni d. J. Neuwahlen zum Seim ſtatt. 
Das litauiſche Staatsgebiet iſt in 3 Wahlbezirke, in denen jeweils 3 politiſche 
Kreiſe zuſammengefaßt find, eingeteilt worden. Die drei memelländiſchen Kreiſe, 
Memel (Land und Stadt), Heydekrug und Pogegen, bilden einen beſonderen Wahlbezirk. 
Die urſprüngliche Abſicht, das Memelgebiet aufzuteilen und die einzelnen Teile ver⸗ 
ſchiedenen großlitauiſchen Wahlbezirken zuzuteilen, iſt aufgegeben worden. Es werden 
insgeſamt 49 Abgeordnete gewählt: davon entfallen auf das Memelgebiet 3. 
Die Zahl der Abgeordneten, die jeder Wahlbezirk zu wählen hat, richtet ſich nach der 
Einwohnerzahl des betreffenden Bezirkes (auf je 50 000 Einwohner ſoll ein Abgeordneter 
entfallen). Der Wähler hat die Möglichkeit, unter den Kandidaten der einzelnen Kreiſe 
ſeines Wahlbezirkes zu wählen. Jeder Kreis eines Wahlbezirkes ſtellt ſo viel Kandidaten 
auf, wie der Wahlbezirk Abgeordnete zu wählen hat; im Memelgebiet werden 
alfo 9 (von jedem Kreis 3) Kandidaten aufgeſtellt werden, unter 
denen die Wähler die drei ihnen genehmen Kandidaten auswählen können. Zu den 
Perſonen, die weder das aktive noch das paſſive Wahlrecht beſitzen, gehören u. a. 
diejenigen, die Organiſationen angehört haben, welche den Zweck verfolgten, „Litauen die 
Unabhängigkeit zu nehmen oder ihm einen Teil feines Landes zu entreißen“, ferner die⸗ 
jenigen, die, nachdem ſie für die litauiſche Staatsangehörigkeit optiert haben, „das 
Verſprechen eines fremden Staates über Annahme der Eigenſchaft als Bürger dieſes 
Staates beſitzen“. Die von litauiſcher Seite zu „Staatsfeinden“ deklarierten Memel⸗ 
länder werden ſich alſo an der Wahl nicht beteiligen können. 

Seit 1927 wird Litauen ohne Volksvertretung regiert. Die alten Parteien 
ſind im vergangenen Jahre, als ſie wieder eine regere oppoſitionelle Tätigkeit zu entfalten 
verſuchten, geſchloſſen worden. Der neue Seim, der auf fünf Jahre gewählt wird, 
wird ſich grundlegend von feinem unrühmlich geſcheiterten Vorgänger unterſcheiden. 
Miniſterpräſident Tubelis hat einem Vertreter der „Elta“ hierüber u. a. folgendes 
erklärt: „Zweifellos kann eine Rückkehr zu dem alten Seim der Parteien nicht ſtattfinden. 
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Die Parteien haben bereits gezeigt, daß fie den Bedürfniſſen unſeres öffentlichen Lebens 
nicht entſprechen. Die Bildung der Volksvertretung wird alſo nicht mehr auf der Grund⸗ 
lage der Parteien vor ſich gehen können“. Die in der von Tubelis als reformbedürftig 
bezeichneten Verfaſſung enthaltenen Beſtimmungen, die eine allgemeine, gleiche, 
unmittelbare und geheime Verhältniswahl vorſehen, ſollen zwar grundſätzlich auch bei der 
kommenden Seimwahl noch ihre Gültigkeit behalten. Doch wird die Aufſtellung der 
Kandidaten nach ganz anderen Geſichtspunkten als früher erfolgen. Die Wahl: 
vorſchläge werden nicht mehr von den Parteien oder ſonſtigen 
privaten Perſonengruppen, ſondern von den Kreistagen und 
(in den größeren Städten mit Kreisrechten) von den Stadtverordneten⸗ 
verſammlungen aufgeſtellt werden. Maßgebend für die Zuſammenſetzung des 
künftigen Seims wird alſo die gegenwärtige Zuſammenſetzung dieſer Selbſtverwaltungs⸗ 
körperſchaften ſein. Auf dieſe Weiſe ſichert ſich die Regierung im Seim von vornherein 
eine überwältigende Mehrheit. Denn die Kreistage und Stadtverwaltun⸗ 
gen Großlitauens befinden ſich faſt ausſchließlich in den Händen 
der Regierungspartei. Die oppofifionellen Parteien hatten bei den letzten Kreis⸗ 
tags⸗ und Stadtverordnetenwahlen mehr oder weniger den Wahlboykott proklamiert. 

Anders als in Großlitauen liegen die Verhältniſſe im Memelgebiet. Hier haben 
ſich die memelländiſchen Deutſchen bei den Kreistagswahlen vom 
24. Februar d. J. in den Kreistagen von Memel⸗Land, Heydekrug und Pogegen mit zu⸗ 
ſammen 48 Sitzen gegenüber 14 litauiſchen Sitzen die ausſchlaggebende Mehr⸗ 
heit geſichert. Und zur Memeler Stadtverordnetenverſammlung 
finden am 25. Mai die auch für die Kandidatenaufſtellung zum Kauener Seim wichtigen 
Neuwahlen ſtatt, zu der ſich die Deutſchen der Stadt Memel zu der „Memeler Gemein⸗ 
ſchaftsliſte“ zuſammengeſchloſſen haben. Daß das Memelgebiet drei memeldeutſche Abge- 
ordnete in den Kauener Seim entſenden wird, ſteht wohl, wenn nicht noch etwa Eingriffe 
von litauiſcher Seite erfolgen, von vornherein außer Zweifel. Dagegen werden die 
Deutſchen Großlitauens, deren Zahl immerhin 45 bis 50000 beträgt, im Seim 
nicht mehr vertreten ſein. Die anderen größeren Volksgruppen Großlitauens, die Juden 
und Polen, ſollen, wie es heißt, mit zwei bzw. einem Abgeordneten bedacht werden. 
Früher haben die fremden Volksgruppen (einfchließlich des Memelgebietes) etwa 20 v. H. 
der Abgeordnetenſitze im Kauener Seim auf ſich vereinigt. 

Die litauiſche Regierung hat lange gezögert, ehe fie ſich zur Ausſchreibung von Neu— 
wahlen entſchloß. Da ſie ſich ihrer Stellung im Volke nicht ſicher iſt, mußte ſie darauf 
bedacht ſein, ein Wahlverfahren zu finden, das wohl den Grunderforderniſſen der Ver— 
faſſung entſpricht, das fie andererſeits aber davor bewahrt, das ungewiſſe Expe⸗ 
riment einer offenen Auseinanderſetzung mit den Parteien 
machen zu müſſen. Zeitweiſe iſt von einem Umbau des Wahlrechtes nach ſtändiſchen 
Geſichtspunkten die Rede geweſen. Die Regierung hat ſchließlich in der Aufſtellung der 
Kandidaten durch die örtlichen Selbſtverwaltungen einen Ausweg gefunden, der ſehr ſtark 
dem Vorbild der letztjährigen polniſchen Sejmwahlen ähnelt. Sie 
befindet ſich dabei, ähnlich wie im vergangenen Jahre die polniſche Regierung, in der 
glücklichen Lage, auf Selbſtverwaltungskörperſchaften zurückgreifen zu können, in denen 
fie dank der Ungeſchicklichkeit der oppoſitionellen Parteien über ſichere Mehrheiten verfügt. 


Oſtland⸗ Chronik 


Allgemeines Einfuhrverbot in Polen fuhr nach Polen verboten. Es wurde be⸗ 


In Fortführung der Verordnung vom 
27. April, durch die die Freiheit des De⸗ 
viſenhandels aufgehoben wurde, trat am 
8. Mai eine weitere Verordnung des polni⸗ 
ſchen Staatspräſidenten über die Kon⸗ 
trolle des Warenumſatzes mit 
dem Ausland und der Freien 
Stadt Danzig in Kraft. Durch dieſe 
Verordnung wurde die geſamte Warenein⸗ 
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ſtimmt, daß jede Einfuhr in Zu⸗ 
kunft der Genehmigung der 
neu geſchaffenen Kommiſſion 
zur Kontrolle des Warenum⸗ 
ſatzes bedarf. Die Kommiffion hat 
das Recht, im Rahmen ihrer von den 
Miniſtern für Handel, Finanzen und Land⸗ 
wirtſchaft gemeinſam umriſſenen Befug⸗ 
niſſe nach freiem Ermeſſen endgültig und 


ohne Angabe von Gründen über die Er: 
teilung oder Ablehnung der nachgeſuchten 
Einfuhrgenehmigungen zu entſcheiden. Sie 
hat das Recht, zur Deckung ihrer Koſten 
Manipulationsgebühren zu erheben. Die 
Abwicklung des Handels mit Polen wird 
für die anderen Staaten durch die neue 
Verordnung bis auf weiteres dadurch 
erſchwert, daß für die Waren, deren Ein⸗ 
fuhr bisher noch nicht verboten war, in 
neuen Verhandlungen mit Polen erſt 
Kontingente ausgehandelt wer⸗ 
den müſſen. Von polniſcher Regierungs- 
ſeite wird erklärt, daß die neue Verordnung 
keine weitere Beſchränkung der polniſchen 
Einfuhr bezwecke. Es wird darauf hinge⸗ 
wieſen, daß auch bisher ſchon etwa 80 v. H. 
der geſamten polniſchen Einfuhr „verboten“ 
waren und ſomit der Genehmigung der 
hierfür zuſtändigen Stellen unterlagen (in 
Wirklichkeit ſind es nur etwa 60 v. H. 
geweſen). Doch haben derartige Erklä⸗ 
rungen das Mißtrauen der am Import 
intereffierten Wirtſchaftskreiſe, die eine neue 
Erſchwerung der Einfuhr befürchten, nicht 
zu beheben bermocht. Vor allem wird von 
dieſen Kreiſen befürchtet, daß die erwähnte 
Kommiſſion ihre monopoliſtiſche Stellung 
dazu benutzt, um Einfuhrgenehmigungen in 
beſtimmten Fällen weniger nach wirtſchaft⸗ 
lichen als nach politiſchen Geſichtspunkten 
zu erteilen. Daß derartige Befürchtungen 
namentlich in den nichtpolniſchen Wirt⸗ 
ſchaftskreiſen gehegt werden, iſt zu verſtehen. 


Nur noch zwei Durchgangsſtrecken 


Am 7. April wurde in der Frage des 
Durchgangsverkehrs durch den Korridor 
inſofern eine vorläufige und teilweiſe Eini⸗ 
gung erzielt, als die beiden Parteien über⸗ 
einkamen, daß die neu entſtehenden 
polniſchen Forderungen aus dem Durch⸗ 
gangsperkehr von Deutſchland in be⸗ 
ſchränktem Maße in Deviſen beglichen 
werden ſollen. Im Laufe der fortdauernden 
Verhandlungen hat es ſich nun als zweck⸗ 
mäßig erwieſen, die neu entſtehenden 
Forderungen dadurch auf möglichſt geringer 
Höhe zu halten, daßſſich der deutſche 
Durchgangsverkehr bis auf 
weiteres nur noch der beiden 
kürzeſten Tranſitſtrecken be: 
dient. Demgemäß wird der deutſche 
Durchgangsverkehr vom 45. Mai ab aus: 
ſchließlich über die Strecken Groß Boſch⸗ 
pol-⸗ Marienburg und Firchau⸗ 
Marienburg geleitet. Die für den 
Oſtpreußenverkehr bisher zur Verfügung 
ſtehenden anderen Tranſitſtrecken ſcheiden 
bis auf weiteres aus. Auf den erwähnten 


beiden Strecken wird der Perſonen-⸗ wie der 
Güterverkehr entſprechend verſtärkt. Für 
die Deutſche Reichsbahn iſt dieſe Regelung 
mit beträchtlichen Mehrleiſtungen verbun⸗ 
den. Doch iſt dafür Sorge getragen, daß 
keine tarifliche Mehrbelaſtung 
des Verkehrs zwiſchen Oſtpreu⸗ 
ßen und dem übrigen Reiche ein 
tritt. Die deutſch⸗polniſchen Verhandlungen 
dauern noch an. 


Deutſche werden auf die Straße geworfen. 


Die Ortsgruppe Bismarckhütte der 
Gewerkſchaft deutſcher Ange⸗ 
ſtellten faßte auf ihrer kürzlich abge⸗ 
haltenen Jahreshauptverſammlung eine 
Entſchließung, in der folgende Beſchwerden 
erhoben und Forderungen aufgeſtellt wur⸗ 
den: „1. Die Geſchäftsaufſicht der J. G. 
Königs⸗ und Laurahütte und der Katto⸗ 
witzer A. G. ſetzt unter dem Vor⸗ 
wand der „Reorganiſation“ 
rückſichtslos deutſche Ange⸗ 
ſtellte aus der Bismarck⸗ und 
Falvahütte auf die Straße. 
Ende März d. J. hat ſie faſt dem 
letzten deutſchen Angeſtellten 
gekündigt, um auf die bekannte Art 
und Weiſe die deutſchen Arbeitskräfte gegen 
polniſche aus anderen Gebieten auszu⸗ 
tauſchen“. In der Entſchließung werden 
die Kattowitzer Wojewodſchaftsbehörden 
und die Warſchauer Regierung aufge⸗ 
fordert, der Geſchäftsaufſicht der J. G. 
die weiteren Kündigungen und Entlaſſungen 
von polniſchen Staatsbürgern deutſcher 
Nationalität zu verbieten. Es wird feſt⸗ 
geſtellt, daß es, vom wirtſchaftlichen 
Standpunkt aus geſehen, untragbar iſt, 
wenn in zwei ſo wichtigen Induſtrie⸗ 
betrieben wie der Bismarckhütte und der 
Falvahütte die bewährten, berufserfahrenen 
deutſchen Arbeitskräfte ſyſtematiſch ihrer 
Exiſtenz beraubt werden. 

In der Hauptverwaltung der J. G. 
Königs⸗ und Laurahütte if 
ſämtlichen Dienſtmädchen und 
Aufräumefrauen gekündigt wor- 
den. Sie haben nach Meinung der dort 
maßgebenden Leute „zu viel deutſch 
geſprochen“. Der Kündigung ging 
eine von oben angeordnete ſyſtematiſche 
Beſpitzelung der Aufräumefrauen 
voraus. Verſchiedene Angeſtellte haben 
einige Zeit lang eigens zu dem Zwecke 
Ueberſtunden machen müſſen, um zu er⸗ 
kunden, in welcher Sprache ſich die Frauen 
bei ihrer Arbeit mit einander unterhalten! 
In der Bismarckhütte iſt eine 
52 jährige Bedienungsfrau, die dort 


133 


feit 47 Jahren tätig war, entlaſſen 
worden. Der Grund für die Entlaſſung 
war die Tatſache, daß dieſe Frau früher 
ihre — heute bereits erwachſenen — 
Kinder in die deutſche Minder⸗ 
heitsſchule geſchickt hat. 

Die Verwaltung der Friedens- 
hütte hat ohne Angabe von Gründen 
18 deutſchen Arbeitern gefün- 
digt. Einer der Gekündigten iſt der 
deutſche Gemeindevertreter Anton Ryrko, 
der zugleich Vorſtandsmitglied der Kranken⸗ 
kaſſe iſt. Einige Tage vor der Kündigung 
lieferte Ryrko das Modell eines Hochofens 
ab, das er im Auftrage eines Beamten her⸗ 
geſtellt hatte, und es wurde ihm dabei ver⸗ 
ſichert, daß er für die vorzügliche Arbeit 
eine Prämie erhalten müſſe. Seine Ge⸗ 
ſchicklichkeit wurde mit der Entlaſſung 
„prämiert“. Bei den Entlaſſenen handelt 
es ſich faſt durchweg um Arbeiter, die bei 
den letzten Betriebsratswahlen als deutſche 
Kandidaten aufgeſtellt worden waren. Durch 
ihre Entlaſſung ſoll der deutſche Teil der 
Belegſchaft bei den bevorſtehenden neuen 
Betriebswahlen führerlos gemacht werden. 


Ein bezeichnendes Rundſchreiben 


Vom 14. bis 16. Mai finden in Oſtober⸗ 
ſchleſien die Anmeldungen zu den deutſchen 
Minderheitsſchulen ſtatt. Die deutſchen 
Blätter in Polen veröffentlichten vor 
kurzem ein vom 29. Februar dieſes Jahres 
datierts vertrauliches Rund⸗ 
ſchreiben der Kattowitzer Be⸗ 
zirksdirektion des Polniſchen 
Weſtverbandes an die oſtober⸗ 
ſchleſiſchen Gruppen des Verbandes. In 
dem Rundſchreiben werden den Die: 
gruppen Anweiſungen erteilt, wie ſie ſich 
während der Zeit der Schulanmel⸗ 
dungen zu betätigen haben. Dieſe An⸗ 
weiſungen ſind ſehr intereſſant. Zunächſt 
geht daraus hervor, daß der Weſtver⸗ 
band von den amtlichen pol⸗ 
niſchen Stellen die Verzeich⸗ 
niſſe der jeweils ſchulpflichtig 
werdenden Kinder zwecks Bearbei⸗ 
tung der Eltern ausgehändigt erhält. Aus 
dieſen Verzeichniſſen, heißt es in dem Rund⸗ 
ſchreiben, ſollen ſich die Ortsgruppen des 
Weſtverbandes darüber orientieren, „welche 
Eltern und Kinder mit beſonderer Fürſorge 
zu umgeben ſind“. Dieſe „Fürſorge“ ſoll 
in engſter Fühlung mit der ört— 
lichen Schulkommiſſionen durch⸗ 
geführt werden. „Dieſe Schulkommiſſi⸗ 
onen“, ſo heißt es im Rundſchreiben, „ſind 
in faſt allen Ortſchaften, in denen Minder⸗ 
heitsſchulen exiſtieren, errichtet worden; 
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ihnen gehören u. a. die Leiter der Orts⸗ 
ſchulen und die Vorſitzenden unſerer Orts⸗ 
gruppen an“. Weiter werden die Orts⸗ 
gruppen angewieſen, von Zeit zu Zeit an 
die Kattowitzer Bezirksdirektion über ihre 
Tätigkeit in bezug auf die Schulmeldungen 
Bericht zu erftaften; und zwar ſoll vor 
allem mitgeteilt werden, welche deutſchen 
Organiſationen für den Beſuch der deut⸗ 
ſchen Schulen werben und wie ſie ihre 
Werbung durchführen, ferner ob im Orte 
eine Propaganda für die deutſche Sprache 
unter den ſchul⸗ oder noch nicht ſchul⸗ 
pflichtigen Kindern betrieben wird und von 
wem dieſe Propaganda ausgeht. Hier ſollen 
nach Möglichkeit die Namen und die 
Arbeitsſtellen der betreffenden Deut⸗ 
ſchen mitgeteilt werden. Auf Grund dieſer 
Berichte will dann die Bezirksdirektion ihre 
„vorbeugenden Maßnahmen“ ergreifen. 
Wie dieſe ausſehen, iſt zur Genüge bekannt 
und geht aus der Forderung, daß auch die 
Arbeitsſtellen der in der deutſchen Volks⸗ 
tumsarbeit ſtehenden Perſonen mitgeteilt 
werden ſollen, recht deutlich hervor. Das 
ganze nennt ſich dann „natürlicher Polo⸗ 
niſierungsprozeß“. 


Vorſchlag für eine Gedenktafel 


In der Nacht zum 26. April drangen 
„unbekannte Täter“ nach Eindrücken einiger 
Cenſterſcheiben in die Turnhalle des 
Soldauer deutſchen Turnver-⸗ 
eins von 1879 ein. Der größte Teil 
der in der Halle befindlichen Turngeräte 
wurde in ſinnloſer Weiſe zerſtört: Die 
Lederbezüge von Pferd und Bock wurden 
zerſchnitten; ein Medizinball wurde aufge⸗ 
ſchlitzt; die Bodenmatten wurden zerriſſen; 
die Turnſchuhe wurden zerfetzt; die nicht 
zerſtörbaren Gegenſtände, wie Diskus, 
Kugeln uſw., wurden in der Halle umher⸗ 

eſchleudert; das zur Beleuchtung dienende 

Pen pleun wurde ausgegoſſen. Und zum 
Schluß wurde die Halle noch in der übelſten 
Weiſe beſchmutzt. 30 Liederbücher und ein 
Vorturnerbuch wurden geſtohlen. Wohl 
nur aus Verſehen haben die Beſucher ver⸗ 
geſſen, in der Halle eine Gedenktafel anzu⸗ 
bringen, für die etwa folgende Inſchrift 
gepaßt haben würde: „Hier haben Ange⸗ 
hörige des (nach dem Urteil Przybyszewſkis) 
kultwierteſten Volkes der Welt eine fröh⸗ 
liche Nacht zugebracht“. 


Pieracki⸗Prozeß in 2. Inſtanz 


Am 30. April kam die Angelegenheit der 
der Beteiligung an der Ermordung 
des polniſchen Innenminiſters 
Pieradi beſchuldigten ukrainiſchen Nati⸗ 


onaliften vor dem Warſchauer Appella— 
tionsgericht erneut zur Baban 
lung. Die in der erſten Inſtanz gefällten 
Urteile wurden teilweiſe etwas gemildert. 
Unverändert blieben die gegen Stefan 
Bandera, Mikolaj Lebed, Jaroslaw Kar⸗ 
pinec, Mikolaj Klymyſzyn und Bohdan 
Pidhajny gefällten Urteile (lebenslängliches 
Gefängnis). Ebenſo blieben unverändert 
die Urteile gegen Darja Hnatkiwſka 
(15 Jahre Gefängnis), gegen Iwan Ma⸗ 
luca, Roman Myhal und Eugeniusz Kacz⸗ 
marſki (12 Jahre Gefängnis). Gemil⸗ 
dert wurden lediglich die über die drei 
reſtlichen Angeklagten verhängten Strafen: 
Katarzyna 3 war in der 1. In⸗ 
ſtanz zu 8 Jahren Gefängnis verurteilt 
worden; das Appellationsgericht erkannte 
auf 6 und 4 Jahre Gefängnis, wobei auf 
Grund des Amneſtiegeſetzes die vierjährige 
Gefängnisſtrafe um die Hälfte und die 
ſechsjährige Gefängnisſtrafe um ein Drittel 
ermäßigt und die Geſamtſtrafe auf 4 Jahre 
Gefängnis zuſammengezogen wurde. Die 
über Jaroslaw Rak in der 1. Inſtanz ver⸗ 
hängten 7 Jahre Gefängnis wurden auf 


dieſelbe Weiſe gleichfalls in 4 Jahre umge⸗ 
wandelt. Der in der 1. Inſtanz zu 7 Jahren 
Gefängnis verurteilte Jakob Czornyj 
kam vor dem Appellationsgericht mit 
2 Jahren Gefängnis davon. Den Beſchul⸗ 
digten, deren Strafen ermäßigt wurden, 
erkannte das Appellationsgericht zu, daß 
ſie an der ihnen zur Laſt gelegten Straftat 
nur in geringfügigem Maße beteiligt waren. 


Germaniſche Gräberfunde in der Lauſitz 


Bei den Arbeiten zur Verbreiterung der 
Straße in Grubſchütz bei Bautzen wurden 
an der vier Meter hohen Straßenböſchung 
zunächſt Knochenteile und ſchließlich ganze 
Skelette gefunden. Es handelt ſich bei dem 
Fund um eine germaniſche Grabſtätte aus 
vorchriſtlicher Zeit In der Nähe des 
Fundortes konnten Brandgruben feſtgeſtellt 
werden, die auf eine alte germaniſche 
Siedlung hindeuten. Es iſt dies nur einer 
der immer zahlreicher werdenden Belege 
dafür, daß lange, bevor die erſten ſlawiſchen 
Siedler oſtdeutſchen Boden betraten, dort 
germaniſche Stämme ſeßhaft waren. 


Bücher über den Oſten 


Oſtpreußen. Berichte und Bilder. Von 

artin Borrmann. Atlantis⸗Verlag, 
Berlin 1935. 192 Seiten und 64 Kunſtdruck⸗ 
tafeln. Preis Leinen 3,75 H. — Von den 
zahlreichen anderen Büchern, die Geſchichte, 
Landſchaft und Menſchen Oſtpreußens be⸗ 
ſchreiben, weicht das Buch Borrmans in ſeiner 
ganzen Anlage völlig ab. Es verzichtet darauf, 
eine möglichſt in ſich abgeſchloſſene Darſtellung 
zu geben. Vielmehr ſetzt ſich ſein Inhalt im 
weſentlichen aus Zitaten zuſammen, die alten 
Chroniken, Berichten von Augenzeugen, älteren 
und neueren Schilderungen entnommen ſind und 
die der Verfaſſer durch kurze, überbrückende 
Texte miteinander verbunden hat. So wirft der 
Leſer hier und da einen Blick in das Buch der 
oſtpreußiſchen Geſchichte oder läßt ſich von 
dieſem oder jenem Schriftſteller auf die Eigen⸗ 
arten der Menſchen und des Landes aufmerk⸗ 
ſam machen. Er erhält auf dieſe Weiſe einen 
Eindruck von Oſtpreußen, der zwar weit ent⸗ 
fernt iſt, abgerundet und erſchöpfend zu ſein, 
dafür aber lebensnah und unmittelbar iſt. Dr. K. 


Deutſches Volkstum in der Bevölkerungs⸗ 
entwicklung des öſtlichen Mitteleuropas. Von 
Dr. Helmut Haufe. Verlag Grenze und 
Ausland, Berlin W 30, und Stuttgart, 1935. 
62 Seiten. Preis 1 — N.. — Haufe unter 
ſucht an Hand der häufig dürftigen und wider⸗ 
ſpruchsvollen ſtatiſtiſchen Quellen die Entwick⸗ 
lung des zahlenmäßigen Anteils des deutſchen 


Volkstums an der Bevölkerung eines Raumes, 
der Oſtdeutſchland, die baltiſchen Staaten, das 
heutige Polen und die öſterreichiſch⸗ungariſchen 
Nachfolgeſtaaten umfaßt. Seine Unterſuchung 
bezieht ſich auf die Zeit vom Beginn des 
19. Jahrhunderts bis heute. Die Ergebniſſe, zu 
denen er kommt, ſind in den einzelnen Gebieten 
zwar weit von einander verſchieden. Im großen 
Ganzen aber läßt ſich feſtſtellen, daß das 
Deutſchtum in der erſten Hälfte des vergangenen 
Jahrhunderts in feiner zahlenmäßigen Entwick⸗ 
lung den meiſten anderen Völkern des öſtlichen 
Mitteleuropas voranſtand, ſpäter jedoch von 
dieſen zumeiſt weit überholt worden iſt. Die 
Zuſammenhänge zwiſchen agrariſcher Wirt⸗ 
ſchaftsſtruktur und Bevölkerungsentwicklung, die 
Haufe in Anlehnung an die Arbeiten von Ipſen 
nachweiſt, ſtimmen bedenklich. laſſen aber, indem 
ſie den politiſch bedingten Rhythmus der Be⸗ 
völkerungsentwicklung in Raum und Zeit er⸗ 
kennen laſſen, die biologiſche Lage des Deutſch⸗ 
tums im Oſten nicht hoffnungslos 115 
r. 


Als politiſcher General im Oſten 1918 und 
1919. Von Rüdiger Graf von der Goltz. 
Verlag von 18 K. Koehler, Leipzig 1936. 
173 Seiten. anzleinen 2,85 ‘RM. — Das 
vorliegende Buch ift eine völlig umgearbeitete 
Neuauflage des im Jahre 1920 veröffentlichten 
Werkes des Grafen von der Goltz, das damals 
unter dem Titel „Meine Sendung in Finnland 
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und im Baltikum“ erſchien. Lange Zeit war 
dieſes Buch die einzige Veröffentlichung von 
berufener deutſcher Seite, die die militäriſchen 
Unternehmungen Deutſchlands in den baltiſchen 
Ländern nach dem Zuſammenbruch des Zaren- 
reiches darſtellte. Inzwiſchen ſind einige andere 
Bücher, die das Baltikumunternehmen behandeln, 
erſchienen (ſo vor allem „Die letzte Front“ von 
Major Biſchoff, und der Roman „Die letzten 
Reiter“ von Dwinger). Stärker als in der 
erſten Auflage tritt in der jetzigen Neube⸗ 
arbeitung die politiſche Seite des deutſchen 
baltiſchen Unternehmens hervor. Die weit⸗ 
blickenden Pläne der militäriſchen Kreiſe, dem 


Deutſchen Reich durch die Beſetzung Peters⸗ 
burgs im Oſten eine ſtarke Poſition zu ver⸗ 
ſchaffen, die bei den Friedensverhandlungen 
hätte in die Waagſchale geworfen werden 
können, werden klar herausgearbeitet. Das 
Weſentliche des politiſchen Spiels und Gegen⸗ 
ſpiels wird überſichtlich, ohne große Abſchwei⸗ 
fungen in Einzelheiten, geſchildert. Die nüchterne 
Sachlichkeit der Darſtellung hebt die politiſche 
und militäriſche Leiſtung der von dem politiſchen 
Offizier Graf von der Goltz geleiteten Unter⸗ 
nehmungen ſcharf von dem düſteren Hinter⸗ 
grund des deutſchen Zuſammenbruchs . 
ab. r. K 


Beſucht den deutſchen Oſten! 


Nun erſt recht Oſtpreußen! Seit der Macht⸗ 
übernahme iſt der Fremdenverkehr 
Oſtpreußens ganz gewaltig geſtiegen. Die 
außerordentlichen Tarifvergünſtigungen der 
Reichsbahn und des Seedienſtes Oſtpreußen 
haben die Verkehrsferne der Provinz überbrückt. 
Im Durchſchnitt des Reiſejahres 1935 iſt der 
oſtpreußiſche Fremdenverkehr im Vergleich zum 
Vorjahr um mehr als die Hälfte, näm⸗ 
lich um 50,5 v. H. geſtiegen. Wenn ſich die 
Zahl der llebernachtungen nur um 45,2 0.9. 
erhöht hat, ſo hat das ſeinen Grund darin, 
daß die Monate Juli und Auguſt im Jahre 
4935 ungewöhnlich ſchlechtes Wetter aufwieſen 
und die Fremden daher die Zeit ihres Aufent⸗ 
haltes verkürzten. Als ein erfreulicher Erfolg 
der oſtpreußiſchen Fremdenverkehrswerbung iſt 
die Tatſache zu bezeichnen, daß die Saiſon 
bis tief in den e hat aus⸗ 
gedehnt werden können. Die Loſung „Herbſt⸗ 
friſche in Oſtpreußen“ hat im vergangenen 
Jahre einen durchſchlagenden Erfolg gehabt. 
Die Provinz hat ſeit der Machtergreifung viel 
getan, um ihren Gäſten einen möglichſt ange⸗ 
nehmen Aufenthalt bieten zu können. Mit 
Hilfe öffentlicher Mittel wurde das allgemeine 

iveau der oſtpreußiſchen Gaſt⸗ 
höfe gehoben; über 300 Gaftftätten- und Be⸗ 
herbergungsbetriebe nahmen die hierfür bereit⸗ 
geſtellten Mittel in Anſpruch. Im oſtpreußi⸗ 
ſchen Binnenſchiffahrtsverkehr wurden 
neue Verbindungen geſchaffen, ſowohl im 
Friſchen und im Kuriſchen Haff wie im Ober⸗ 
land und in aſuren. Die Reichsbahn hat 
durch Rundreiſekarten, die durch ganz Oſt⸗ 
preußen führen, durch Ausflugskarten von 
Königsberg nach den ſamländiſchen Bädern, 
durch eine Fahrplangeſtaltung, die den Wünſchen 
der Beſucher entſpricht uff., die Verkehrs⸗ 
möglichkeiten in Oſtpreußen ver⸗ 
mehrt und verbilligt. Oſtpreußen iſt 
nicht allein wegen der landſchaftlichen Schönheit 
vor allem feiner Küſten⸗ und Seengebiete wert, 
daß es beſucht wird; es iſt auch ein politi⸗ 
ſches Reiſeziel, dem ſich vor allem die 
Jugend zuwendet. Die Tarife des Seedienſtes 
Oſtpreußen kommen den Jugendwanderungen 
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nach Oſtpreußen weitgehend entgegen. Die Ein⸗ 
ſchränkung des Tranſitverkehrs durch den Korri⸗ 
dor hat der ſtürmiſchen Aufwärtsentwicklung 
des oſtpreußiſchen Fremdenverkehrs zunächſt eine 
Schranke zu ziehen gedroht. Der Seedienſt 
Oſtpreußen ift jedoch mit einem perſtärkten Ein⸗ 
ſatz von Schiffen ſofort in die Breſche geſprun⸗ 
gen. Die Droſſelung des Korridorverkehrs 
braucht für die weitere Entwicklung des Frem⸗ 
denverkehrs nach Oſtpreußen kein Hindernis zu 
ſein. Die einzig richtige Antwort auf dieſe 
Maßnahme der polniſchen Regierung kann nur 
lauten: Nun erſt recht Oſtpreußen! 


Deviſenvorſchriften. Für den Reiſever⸗ 
kehr nach Danzig iſt der Höchſtbetrag, 
der ohne beſondere Genehmigung je Perſon und 
Monat über die 10 RM. betragende Frei: 
grenze hinaus erworben werden kann, auf 
180 Reichsmark feſtgeſetzt worden. Das 
gilt ſowohl für den geſchäftlichen wie für den 
außergeſchäftlichen Reiſeverkehr. Die Mit⸗ 
nahme von 50 RM. in inländiſchen Scheide⸗ 
münzen oder ausländiſchen Geldſorten iſt 
nicht mehr geſtattet. Reiſende, die inner⸗ 
halb eines Kalenderjahres bereits für drei 
Kalendermonate die deutſch⸗danziger Reiſever⸗ 
kehrsregelung in Anſpruch genommen haben, 
können das auch noch für weitere Kalender⸗ 
monate tun, ſolange der innerhalb des Kalender⸗ 
jahres in Anſpruch genommene Betrag die 
500⸗RM.⸗Grenze nicht überſteigt. Dieſe Rege⸗ 
lung gilt für Perſonen, die die deutſche Staats⸗ 
angehörigkeit beſitzen und ihren ſtändigen Wohn⸗ 
fis im Reiche haben. 


Grenzlandtheater Hof. Das unter Leitung 
von Intendant Hanns Jeſſen ſtehende Grenz⸗ 
landtheater Hof hat in der Spiel⸗ 
zeit 1935/36 weitere erfreuliche Fortſchritte 
ſeiner grenz⸗ und kulturpolitiſch wichtigen Arbeit 
verzeichnen können. Es veranſtaltete insgeſamt 
174 Aufführungen, davon allein 40 in 16 Orten 
der Bayeriſchen Oſtmark. Neben dem 
Volksſtück wurden das Schauſpiel, die Oper 
und die Operette gepflegt. Im ganzen wurden 
30 verſchiedene Werke herausgebracht. 


